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§7
Name, Sitz und Zweck

2.

Der Förderkreis der Grundschule Bechtheim e. V. ist
eine außerschulische 0rganisation der Grundschule in
Bechtheim. Er führt nach der Eintragung in das Vereins-
register beim Amtsgericht llrlorms den Namen "Förderkreis
Grundschule Bechtheim e. V.'. Sein Sitz und Erfü11ungs-
ort ist in 67595 Bechtheim.

Der Förderkreis verfolgt ausschließ1ich und unmittelbar
gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51 ff der Abgaben-
ordnung t977 vom 16.03.76 - Abschnitt: Steuerbegünstigte
Zwecke - (BG 81. I.S. 613).

Zweck des Vereins ist ausschließ1ich und unmittelbar
die Förderung der SchuIj ugend der Grundschule Bechtheim.
Er macht sich insbesondere zut Aufgabe:

a) die erzieherischen und unterrichtlichen Belange
der SchuIe im fnteresse der Kinder zu unterstützen,

b) Unterrichtsmittel für Schü1er und Schul-e zu
ergänzen und zu verbessern,

c) Schü1er sowie Schule im Bedarfsfalle bei Schul_-
unternehmungen zu unterstützen.

Der Förderkreis ist selbstlos tätig. Er verfolgt keine
eigenwirtschaftlichen Zwecke bzw. fnteressen. Mittet des
Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke ver-
wendet werden.

Die Mitglieder erhal-ten keine Zuwendungen.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des
Vereins fremd sind oder durch verhältnismäßig hohe Ver-
gütungen, begünstigt werden.

Der Verein ist grundsätzlich eine unabhänEige und über-
parteiliche rnstitution bzw. ein entsprechender Zusammen-
schluß von Mitgliedern, dle sich einer Aufgabe gemäß § Ider Satzung verbunden oder verpflichtet fühlen .
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§2
Erwerb der Hitgliedschaft

§3
Rechte

7.

Mitglieder des Förderkreises können natürliche Personen,
die das 7. Lebensjahr vollendet haben, oder juristische
Personen und Personengemeinschaften werden.

Zun Erwerb der Mitgliedschaft bedarf es einer schrift-
lichen Beitrittserklärung (Aufnahmeantrag), die an den
Vorstand gerichtet ist.
Bei beschränkt Geschäftsfähigen, i-nsbesondere Minder-
jährigen, ist der Antrag auch vom gesetzlichen Vertreter
ztJ unterzeichnen. Diese verpflichten sich damit zur Zahrung
von Mitgriedsbeiträgen für den beschränkt Geschäftsfähigen.

Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand nach
freiem Ermessen. Bei einer Ablehnung des Antrages ist
er nicht verpflichtet, dem betreffenden Antragsteller
die Gründe mitzuteilen.

Gegen die Ablehnung kann der Antragsteller die Entscheidung
der Mitgliederversammlung auf Antrag herbeiführen. Diese
entscheidet dann endgüItig.

und Pflichten der l.litglieder
Stimmberechtigt ist jedes MitgIied. Bei natürrichen personen
gilt die Sti-mmberechtigung mit der Vollendung des
18. Lebensj ahres.

Jedes stimmberechtigte Mitglied hat das Recht, an k'Jahlen
und Abstimmungen im Rahmen der satzungsrechtlichen Be-
stimmungen (Mitgliederversammlung) teilzunehmen.

a) Jedes Mitglied hat das Recht, an aIlen öffentlichen
Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.

Jedes Mitglied sol1te sich für die ZieIe des Vereins ein-
setzen. Die Inhaber von Amtern sind verpflichtet, ihre
Aufgabe nach besten Kräften gewissenhaft zu erfüI1en. Sie
haben über ihre Tätigkeit der Mitgliederversammlung zu
berichten.

Jedes Mitglied hat einen Beitrag zu entrichten. Die Höhe
des Beitrages bestimmt die Mitgliederversammlung mit einfacher
Mehrheit der anwesenden und stimmberechtigten Mitgrieder.
Das Recht eines Mitgliedes ruht, wenn es den Beitrag ränger
aIs 6 Monate nach dem Stichtag, nicht entrichtet hat.

3.

5.
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§4
Beendigung der Mitgliedschaft

t. Die Mitgliedschaft endet bei Mitgliedern durch Tod,
Austritt oder Ausschluß.

2. Der Austritt kann nur durch eine schrlftliche Erklärung
gegenüber dem Vorstand erfolgen. Bei beschränkt Ge-
schäftsfähigen, insbesondere Minderj ährigen, ist die
Austrittserklärung auch von den Eltern oder dem gesetz-
lichen Vertreter zu unterschreiben.

Der Austritt kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres
(37.12.) erklärt werden, wobei hier ej-ne KÜndigungs-
zei-t von 3 Monaten (30. 09. ) einzuhalten ist .

Bis zu diesem Zeitpunkt bleibt das ausscheidende Mit-
glied verpflichtet, den Beitrag zu bezahlen.

§s
Aus s ch]-ußverfa hren

t. Ein Mitglied kann, wenn es schuldhaft in grober Weise
die Interessen des Vereins verletzt oder gegen die
Satzung verstößt, durch den Beschluß des Vorstandes
mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden.

Vor der Beschlußfassung muß der Vorstand dem Mitglied,
unter Setzung einer angemessenen Frist, Gelegenheit
zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben.
Der Beschluß des Vorstandes ist schriftlich zu begründen
und dem Mitglied zvzusenden.

Gegen den Beschluß steht dem Mitglied innerhalb einer
Frist von einem Monat nach der Bekanntgabe das Rechts-
mittel des Einspruchs an die nächste Mitgliederversammlung
zu. Diese entscheidet dann mj-t 3/4 Mehrheit. Legt das be-
treffende Mitglied keinen Einspruch ein, so akzeptiert
es damit den Ausschließungsbeschluß.

2. Vereinsschädigend verhä1t sich insbesondere, wer,

a ) Vereinsvermögen veruntreut ,

b ) seinen Beitragsverpflichtungen trotz Zahl-ungs-
fähi-gkeit und zweimaliger Mahnung für mindestens
1 Jahr nicht erfü11t.
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§6
Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind: ,

1,. Der Vorstand
2. Die Mitgliederversammlung

§7
Stimmrecht und Wählbarkeit

1. Stimmberechtigt und wäh1bar sind alle Mitglieder mit
Vollendung des 18. Lebensj ahres. 

_

2. Mitglieder vor Vollendung des 18. Lebensjahres können L
an allgemeinen Mitgliederversammlungen tellnehmen. Sie
haben dabei Hede- und Antragsrecht.

Ein aktives oder passives ürlahlreeht ist j edoch nicht
gegeben.

§8
Der Vorstand

t. Der Vorstand besteht aus:

a) dem Vorsitzenden

b) dem stellvertretenden Vorsitzenden

c) dem Schriftführer

d) dem Bechnungsführer

e) bis zu 3 Beisitzern

f) dem Schulleiter der Schule oder seinem Stellvertreter
g) dem Vorsitzenden des Schulelternbeirates oder sei-nem

Vertreter

Die Vorstandsmitglieder a) bis e) müssen Mitglieder des
Vereins sein. Diese Vorstandsämter sind Ehrenämter.

2. Der Vorstand ist für a1le Angelegenheiten, die nicht
Aufgabe der Mitgliederversammlung sind, zuständig.

3. Der Vorstand im Sinne § 26 BGB sind der Vorsitzende und
der stellvertretende Vorsitzende.

Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außer-
gerichtlich.

l5
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§e
Zuständigkeit des Vorstandes

t. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Er ist für
a1le Angelegenheiten des vereins zuständig, soweit sienicht durch die satzung einem anderen Organ des vereins
übertragen si"nd.

2. Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) die Vorbereitung und die Einberufung der Mit-
liederversammlung sowie die Aufstellung der
Tagesordnung;

b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitglieder-
versammlung ;

c) die Verwa ltung des Vereinsvermögens (nach s 13
der Satzung);

d) der jährlichen Rechnungslegung (Buchführung), dieErstellung des Jahresabschlußberichtes;,

e) die Beschlußfassung über die Aufnahme bzw. den
Ausschluß von Flitgliedern;

f) ggf. die Vertretung des Vereins in übergeordnete
Gremien und Verbänden;;,

g) !"i Bedarf legt er der Mitgliederversammlung eine
Geschäftsordnung zur Genehmigung vor;

h) mindestens einmal im Jahr erstellt er ein aktueLles
Mitgliederverzeichnis und legt es zur Einsichtnahme
bei der Mitgliederversammlung vor.

3. Der vorstand tagt nach Bedarf. Auf schriftrichen ggf.
auch auf mÜndlichen Antrag von zwei Vorstandsmitgliedern
ist eine Vorstandssitzung innerhalb von 4 ti,lochen durchzuf ühren.

4. zu den sitzungen kann der vorsitzende, nach vorheriger
Absprache mit mindestens zwei Vorstandsmitgliedern, auch
sachkundige Mitglieder und Gäste mit beratänder Stimme
einladen.

/6
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§10
Die Hitgliederversammlung

t. Die Mitgliederversammlun'g ist für f olgende
und Be1änge des Verein" Ir.ianJi!,
a ) die lrlahl und Abberuf ung des Vorstandes

und der beiden Hechnungsprüfer;

b) d]" Fltgegennahme des Jahresberichtes und des Rechnungs-abschlusses des vorstandes und die Entlastung desVorstandes;

c) die. Entgegennahme des Bechnungsprüfungsberichtes derRechnungsprüfer; 
\_

d) Die Festsetzung der Mitgliederbeiträge;
e) Beratung und Beschlußfassung über die Empfehlung

des vorstandes bei einem Auischließungsvärfahrei;
f) die Beschlußfassung über die Berufung gegen die

Entschei-dung des vorstandes über den Einlprucheines Mitgliedes;
g) Die Beratung und Beschlußfassung über eine mögliche

Geschäftsordnung, die vom vorständ erarbeitet undvorgelegt wurde;

h) die Beschrußfassyng über satzungsänderungen (siehe
auch § lL, Abs. 4) und über die Auflösung des vereins;

i) die Ernennung von Ehrenmitgliedern.

Angelegenheiten

(nach§8a-e)

J1. der Mitgliederversammlung haben natürriche (vor1-jährige) oder juristische personen nur eine stimme.Stimmübertragung ist unzulässig.
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§17
Einberufung der Hitgliederversammlung

t. Eine ordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen:

a) wenn der Vorstand es im Interesse des Vereins
für erf orderl-ich hä1t;

b ) j edoch mindestens einmal im Jahr, nach Möglichkeit
im ersten Quartal.

2. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Ein-
haltung einer Frist von 2 Wochen schriftlich mit der
Angabe der Tagesordnung einberufen.

I 3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom
Vorstand dann einzuberufen:

a) wenn das besondere Interesse des Vereins es erfordert,

b) oder wenn mindestens Il3 der Mitglieder dies schrift-
lich unter Angabe des Zweckes und der GrÜnde (mi-t
genauer Angabe der Tagesordnung) beantragt.

4. Satzungsänderungen sind nur zulässig, wenn diese im Ein-
ladungsschreiben angekündigt sind. Dabei ist in der schrift-
lichen Einladung anzugeben, welche §§ der Satzung geändert
werden soIIen.

Die Neufassung der entsprechenden §§ ist dabei anzugeben.

5. FatIs neben Anderungen der Satzung eine gesamte Neu-
fassung der Satzung oder die Annahme einer neuen
Satzung beabsichtigt ist, genügt nur die Angabe
"Satzungsneufassung" im Einladungsschrej-ben (§ 32, Abs. L
und § 40 BGB) zur MitgliederversammJ-ung.

6. Aus der Mitgliederversammlung heraus können keine
Satzungsänderungen eingebracht werden. Anregungen
für entsprechende Anderungen sind deshal-b so recht-
zeitig beim Vorsitzenden oder dem stell-vertretenden
Vorsitzenden einzureichen, daß diese beim Einladunqs-
schreiben noch berücksichtigt werden können.

7. Eine ordnungsgemäß einberufene Mi-tgliederversammlung
ist in jedem Fa11 beschlußfähig.

/B



i--

8-

§L2
Verfahrungsordnung

t. Die 0rgane des Vereins sind beschlußfähig, h,enn sie
mindestens 2lrlochen vorher mit Angabe der Tagesordnung
schriftlich einberufen worden sind. Die Tagesordnung
wird über die örtlichen Presseorgane bekanntgemacht.
Beim Vorstand müssen mehr a1s die Hälfte der Mitglieder
anu'/esend sein.

Ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlungen sind
in jedem FaIl beschlußfähig.

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat der Vorsitzende
die Beschlußfähigkeit festzustellen.
Bei Beschlußunfähigkeit hat der Vorsitzende die Sitzung
aufzuheben und Zeit und Tagesordnung für die nächste
Sitzung zu bestimmen. Dabei ist er an Form und Frist
nicht gebunden. Die Sitzung ist dann in jedem Fa11 be-
schlußfähig, sofern in der einladung darauf hingewiesen
ist und zur Sitzung mindestens 24 Stunden vorher ein-
geladen wird.

2. Beschlüsse werden mit ei-nfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt des Antrag
a1s abgelehnt.

Für Satzungsänderungen ist die absolute Mehrheit der
anuresenden, stimmberechtigten Mitglieder erforderlich,
für einen Auflösungsbeschluß eine Mehrheit von 314 der
anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder.

3. Abstimmungen erfolgen durch Handzeichen, es sei denn, -\
ein anhresendes Mitglied verlangt eine geheime Abstimmung. \_'

4. hlahlen des Vorstandes sind geheim und erfolgen durch
Stimmzettel. Die Wahl des Vorsitzenden und seines Ste11-
vertreters erfolgt in getrennten lrlahlgängen.

5. Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstandes
sind zu protokollieren. Die Niederschrift ist von dem
Vorsitzenden und Schriftführer zu unterschreiben und ist
jederzeit beim Vorstand einzusehen.

6. Bei Abwesenheit oder Verhinderung des Schriftführers wird
durch den Versammlungsleiter ein Protokollführer bestimmt.
Dieser hat dann hinsichtlich des Protokoll die Aufgaben
des Schriftführers wahrzunehmen

7 . A1s Rechnungsprüfer kann nicht gewäh1t werden, wer Vor-
standsmitglied ist (siehe § I Pos. a) bis e)).

8. Der Vorstand und die Rechnungsprüfer sind a1le zwei Jahre
zu wäh1en.
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§13
Vereinsvermögen

7. Das Vereinsvermögen wird gebildet aus Mitgliedsbeiträgen,
Spenden, sonstigen freiwilligen Zuwendungän und dem Bein-gewinn aus veranstaltungen söwie dem aus Anschaffungen
und Stiftungen erv,lorbenen Sachvermögen.

uber die verwendung (Art) und Höhe der Ausgaben beschrießtder Vorstand im Sinne der Satzung (s 1 und § 16), dasgleiche gilt auch für Sachvermögän - 
-

Der vorstand ist der verwalter des Vereinsvermögen.

zun Ende des Geschäftsjahres muß die Rechnungsregungerforgen, die von zwei Rechnugnsprüfern zu pr,;ruä iät.
lrlird dem vereinsvermögen vorübergehend ein ob j ekt- oder
pToi ektbezogener Betrag , für einän Verwendungäzweck i.msinne § 1 der satzung, aus öffentlichen Mittärn (wie zu-schüsse des Landes, des Kreises, der verbandsgemeinde, der0rtsgemeinde etc.) zugeführt, so werden diesä Nittel vomVorstand mitverwaltet.

-9

§74
Geschäftsj ahr

Das Geschäftsjahr des vereins beginnt am r. Januar undendet am 31. Dezember (Kalenderj ahr) .

Das erste Geschäftsj ahr ist ein Humpfj ahr. Es beginntmit dem Tag der Eintragung des vereinä in das veieins-register und endet am darauffolgenden 31. Dezember.

§1s
Rechnungslegung und Kassenprüfung

7. Die Rechnungslegung erfolgt immer jährrich für dj-e Zeit01. Januar bis zun 31. Dezember. sie ist durch zweiRechnungsprüfer zu bestätigen.

Die..Rgchnungsprüfer werden von der Mitgliederversammlung
gewähJ-t. sie dürfen nicht dem vorstand angehören. rhreh/iederwahl ist zulässj_g

Die Kasse des vereins ist in jedem Jahr mindestens
einmal- durch die Kassenprüfer uneingeschränkt zu über-prüfen. sie erstatten dem vorstand üno der Mitgl_ieder-
versammlung einen Prüfbericht und beantragen oäi einer
grdnungsgemäßen Führung der Kassengeschäfie durc.h denRechnungsführer in der Mitgliedervärsammlung die Entlastung

2.

3.

5.

2.

1

2.

lL0
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§16
Allgeneine Bestimmungen

t. Die Mittel des Vereins sind zweckgebunden. Sie dÜrfen
nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
Die Mitglieder erhalten ketne Zuwendungen aus Mitteln
des Vereins.

2. Belträge und Spenden werden auf dem Vereinskonto angelegt.

3. Bescheinigungen über Beiträge und Spenden zur Vorlage
beim Finanzamt werden auf Antrag ausgestellt.

4. Bei Auflösung des Vereins so11 das Vermögen der Grund-
schule Bechtheim zufließen, zur Verwendung für schulische
Belange.

§77 L
SchluBbestimmung und fnkrafttreten der Satzung

t. In Ergänzung der Satzung gelten die gesetzlichen
Vorschriften des BGB für den Verein und dessen 0rgane.

2. Noch nicht vorhandene Abschnitte oder organisatorische
Belange der einzelnen §§ innerhalb der Satzung können
in einer Geschäftsordnung aufgenommen oder geregelt werden,
!{enn dies dem Sinne der Aufgaben und Grundsätze sowie
dem Zwecke der Verei-nssatzung entspricht.

3. Die Satzung trith m-it dem .Beschluß der GrÜndungsver-
vers.rriunI am .(,. S*pk*, $ß,r.r§ß in Kraft

Die Rechtswirksamkeit ist erst mit der Eintragung
in das Vereinsregister beim Amtsgericht in Worms vollzogen.

kl* ttq /ü.qud
- Vorsitzender

5,;"./,*u., fu*.q. . .. ..
- stJrr. .vor6Yt=enod"

. . . . 
g.«hqrß q.-. rn, .ä.inW,

- Schriftführer
...3*kq.Gnnm
- Bechnungs'prüfer

Bechtheim, den 08. Sept"rO", 1993


